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Sehr geehrter Herr Präsident!  

Liebe Kolleginnen und Kollegen!  

Meine Damen und Herren!  

Seit nunmehr zweieinhalb Jahren verhandeln wir intensiv über den Austritt des Verei-

nigten Königreichs aus der Europäischen Union. Es hat in den letzten Tagen Bewe-

gung gegeben, deutliche Bewegung. Die britische Seite hat Verhandlungsbereitschaft 

gezeigt und diese durch sehr konkrete Vorschläge unterlegt. Wir sind also auf einem 

besseren Weg als zuvor, aber – das muss ich heute Morgen hier ganz klar sagen – 

wir sind noch nicht am Ziel. Wir müssen und werden deshalb unverändert alles tun, 

um die Verhandlungen zu einem erfolgreichen Ende zu bringen. Ich möchte Michel 

Barnier, dem Verhandlungsführer, und seinem Team ganz herzlich danken, die wirk-

lich Tag und Nacht dabei sind. 

Es gilt unverändert, dass, wenn wir eine gute Lösung finden wollen, dies etwa der 

Quadratur des Kreises gleicht. In den letzten Jahren, Monaten und Wochen dachten 

wir schon mehrfach, dass wir kurz vor einer Lösung stehen. Dann haben sich die Dinge 

erneut zerschlagen. Deshalb kann ich heute hier nicht sagen, wie der Europäische Rat 

morgen enden wird. Aber ich darf Ihnen sagen, dass ganz klar bleibt, dass wir nicht 

zulassen werden, dass auf der irischen Insel durch eine harte Grenze Hass und Gewalt 

wieder aufflammen können. Wir werden dafür eintreten, dass das Karfreitagsabkom-

men von nichts und niemanden aufs Spiel gesetzt wird. 
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Auch die Prinzipien des Binnenmarktes dürfen nicht infrage gestellt werden – das kann 

man gar nicht oft genug betonen –, denn wir haben noch nicht bei allen Fragen, die 

mit dem Zoll verbunden sind, eine Einigung. Wir brauchen praktikable, realistische Lö-

sungen dafür, wie die neuen Zollkontrollen in Nordirland konkret umgesetzt werden 

sollen. Die Verhandlungen dazu werden geführt. 

Wir stellen also insgesamt fest: Ein Abkommen über einen geregelten Austritt des Ver-

einigten Königreichs aus der EU ist unverändert möglich. Wir werden bis zur letzten 

Sekunde verhandeln. Wenn erforderlich, können wir auch noch einmal auf einem Son-

derrat tagen; aber schauen wir erst einmal, was sich ergibt. Auch wenn wir auf einen 

ungeordneten Austritt gut vorbereitet sind, liegt ein geregelter Brexit natürlich im Inte-

resse aller, ich glaube, auch im Interesse Großbritanniens. 

Das Vereinigte Königreich ist und bleibt ein wichtiger Partner in vielen Fragen, sei es 

wirtschaftlich oder sicherheitspolitisch. Uns verbinden eine lange Geschichte und ge-

meinsame Werte. Deshalb wollen wir auch nach einem Austritt Großbritanniens enge 

und vertrauensvolle Beziehungen haben, sowohl wirtschaftlich als auch in der Außen- 

und Sicherheitspolitik. 

Deshalb wird sich die Bundesregierung weiterhin mit aller Kraft dafür einsetzen, die 

zukünftigen Beziehungen zwischen dem Vereinigten Königreich und der Europäischen 

Union wie auch zwischen dem Vereinigten Königreich und Deutschland so zu gestal-

ten, dass wir eine gute gemeinsame Zukunft haben. 

Die intensive Auseinandersetzung mit der Frage des Austritts Großbritanniens aus der 

Europäischen Union in diesen Tagen darf nicht den Blick dafür verstellen, dass in Eu-

ropa und auf der Welt auch andere drängende Themen zu lösen sind. Diese betreffen 

ganz wesentlich die Sicherheit und Stabilität an Europas Grenzen. Das betrifft nicht 

zuletzt eine Frage, über die in diesem Haus vor einigen Wochen besonders intensiv 

debattiert worden ist: die Aufnahme der Beitrittsgespräche der Europäischen Union mit 

Nordmazedonien und mit Albanien. 

Gerade Deutschland ist dem westlichen Balkan nicht nur geopolitisch, sondern auch 

wirtschaftlich und gesellschaftlich durch die vielen Menschen aus dieser Region, die 
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bei uns leben, in besonderem Maße verbunden. Es ist in unserem gemeinsamen eu-

ropäischen Interesse, die Staaten des westlichen Balkans langfristig nicht nur an Eu-

ropa zu binden, sondern auch in die Europäische Union einzubinden. Damit dies ge-

lingt, müssen wir zu unseren Versprechen stehen, diesen Ländern auch eine europä-

ische Perspektive zu bieten. Versprechen einzuhalten, ist die beste Voraussetzung, 

um Reformen und eine rechtsstaatliche Entwicklung bei unserem Nachbarn im westli-

chen Balkan überzeugend einfordern zu können – und damit auch die beste Voraus-

setzung für Wohlstand, Stabilität und Sicherheit innerhalb Europas. 

Ich habe es daher sehr begrüßt und sage danke, dass der Bundestag mit seinem Be-

schluss am 26. September dieser Verantwortung im westlichen Balkan gerecht gewor-

den ist. Dank dieser frühzeitig und sorgsam abgewogenen Haltung haben wir eine 

Brücke zu vielen Partnern in Europa gebaut, die hier noch Bedenken haben. Deshalb 

glaube ich, dass unsere Position Vorbild und Denkanstoß für andere sein kann. Auch 

wir sind dafür, den Beitrittsprozess insgesamt transparenter und besser zu gestalten. 

Aber ich bin überzeugt, dass es sich lohnt, Albanien und Nordmazedonien eine euro-

päische Perspektive zu bieten. Wir werden diese Debatte heute im Europäischen Rat 

führen, um diejenigen, die nicht überzeugt sind, vielleicht noch zu überzeugen. Ich 

muss Ihnen aber sagen: Die Chancen, dass wir zu einem einvernehmlichen Votum 

kommen, stehen nicht gut. 

Vor allem werden wir heute und morgen natürlich über die Türkei sprechen. Unsere 

Beziehungen zur Türkei sind vielschichtig. Sie ist unser europäischer Nachbar und 

Nato-Partner. Die Situation dort, direkt an der Grenze Europas, betrifft uns alle unmit-

telbar. Mehrfach habe ich die Türkei – auch im persönlichen Gespräch mit dem türki-

schen Staatspräsidenten – in den letzten Tagen eindringlich dazu aufgerufen, ihre Mi-

litäroffensive in Nordsyrien gegen die kurdische YPG-Miliz umgehend zu beenden. 

Das wiederhole ich hier an dieser Stelle. Bei allen durchaus auch nachvollziehbaren 

Sicherheitsinteressen: Die Militäroperation der Türkei in Syrien bringt in dem ohnehin 

schon so geschundenen Land nur neues menschliches Leid mit sich. Sie fordert viele 

Opfer und treibt Zigtausend Menschen, darunter Tausende Kinder, in die Flucht. Es ist 

ein humanitäres Drama mit großen geopolitischen Folgen. Deshalb wird die Bundes-

regierung unter den jetzigen Bedingungen auch keine Waffen an die Türkei liefern. Ich 

freue mich, dass das auch die Haltung der europäischen Partner ist. 
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Wenn ich über geopolitische Folgen spreche, müssen wir daran denken, dass sich die 

Rolle Russlands in der Region zusammen mit dem Iran massiv verstärkt, nachdem die 

amerikanischen Soldaten abgezogen sind. Die Folgen dieser Entwicklung sind heute 

noch nicht absehbar. Allein mit Blick auf die Terrororganisation IS führt die türkische 

Militäroperation zu großer neuer Unsicherheit – und das nach einem jahrelangen und 

oft durch die internationale Gemeinschaft getragenen Kampf gegen den IS. Es führt 

zu Unsicherheit in der Region, aber auch in Europa, wenn die gefangengehaltenen 

Angehörigen des IS nicht mehr bewacht werden. Damit erschüttert die türkische Mili-

täroperation in Syrien diese ohnehin krisengeschüttelte Region weiter. Die Erfolge im 

Kampf gegen den IS, der wesentlich durch kurdische Kräfte in Syrien möglich war, 

können so zunichtegemacht werden. Wir sind überzeugt, dass die türkischen Sicher-

heitsinteressen an der syrisch-türkischen Grenze nicht durch militärische Mittel, son-

dern nur auf diplomatischem Wege wirklich gut zu erreichen sind.  

Wir werden auch über ein weiteres Thema im Zusammenhang mit der Türkei spre-

chen. Das sind die andauernden Gasbohrungen der Türkei in den Gewässern unseres 

europäischen Partners Zypern. Wir können nicht akzeptieren, dass die Türkei die ter-

ritoriale Integrität eines EU-Mitgliedstaates wissentlich missachtet. Wir werden dies auf 

dem EU-Rat auch zum Ausdruck bringen. 

Unbeschadet der neuen Entwicklungen müssen wir zugleich sehen, dass 3,6 Millionen 

Syrer in der Türkei Zuflucht gefunden haben, und es gibt noch eine Vielzahl Flüchtlinge 

aus anderen Ländern. Damit leistet die Türkei einen außerordentlich wichtigen huma-

nitären Beitrag, mit dem sie im Übrigen auch uns in Europa zum Teil beschämt, wenn 

ich an manche Diskussion denke. 

Ich kenne all die Kritik, die seit 2015 und besonders seit dem Frühjahr 2016 am EU-

Türkei-Abkommen geübt wird. Ich werde mich jedoch weiterhin dafür einsetzen, dass 

dieses Abkommen bestehen bleibt. Es rettet Leben, und zwar sehr konkret in der 

Ägäis, und es verhindert, dass Schlepper und Schleuser wieder die Oberhand bekom-

men und Geld von Menschen nehmen, die eigentlich keins haben. Ich werde mich 

weiterhin für dieses Abkommen einsetzen, damit die Menschen, die in der Türkei Zu-

flucht gefunden haben, ein würdiges Leben nahe ihrer Heimat führen können dank der 

dazu bereitgestellten finanziellen Mittel durch die Europäische Union und noch zusätz-
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lich durch Deutschland. Das hat zum Beispiel dazu beigetragen, dass fast alle syri-

schen Kinder in der Türkei in die Schule gehen können. Die durch Krieg und Flucht so 

gequälten Menschen sind die Schwächsten in diesem Konflikt. Wir dürfen uns deshalb 

auch jetzt unter dem Eindruck des türkischen Vorstoßes in Syrien unserer Verantwor-

tung nicht entziehen, sondern müssen ihr weiterhin gerecht werden. Ein Ende des EU-

Türkei-Abkommens machte die Dinge kein Jota besser, sondern verschärfte die Lage, 

und zwar auf dem Rücken der Schwächsten. Diese Haltung haben Bundesinnenmi-

nister Horst Seehofer und der europäische Innenkommissar Dimitris Avramopoulos mit 

ihrem gemeinsamen Besuch in Griechenland und der Türkei noch einmal unterstri-

chen. 

Gerade die Lage an Europas Außengrenzen zeigt, dass sich Europas Rolle in der Welt 

zunehmend verändern muss. Immer mehr Aufgaben kommen auf uns zu. Dazu 

braucht Europa einen modernisierten und an diese Bedürfnisse angepassten mehr-

jährigen Finanzrahmen. Deshalb ist es gut, dass die amtierende finnische Ratspräsi-

dentschaft die Debatte nach vorne bringt und dem Europäischen Rat eine Beratungs-

grundlage hierzu vorlegt. Es wird auf diesem Europäischen Rat – ich sage: leider – 

noch keine Einigung darüber geben. Aber es wird Gespräche geben, in denen ich mich 

für einen zukunftsorientierten Haushalt einsetzen werde, der Europas Handlungsfä-

higkeit in dreierlei Hinsicht sichert. 

Erstens: Für uns ist eine Modernisierung des mehrjährigen Finanzrahmens entschei-

dend. Unsere Ziele müssen durch entsprechende Festschreibungen im Haushalt un-

terstützt werden. Dies gilt für den Klimaschutz, die Migration und ein forschungsstarkes 

und innovatives Europa sowie eine stärkere Zusammenarbeit in der Außen- und Si-

cherheitspolitik. Die Verlässlichkeit etablierter Politikbereiche wird dabei natürlich nicht 

infrage gestellt. So muss zum Beispiel berücksichtigt werden, dass viele Regionen in 

den neuen Bundesländern weiterhin strukturelle Nachteile haben. Insgesamt geht es 

darum, das richtige Gleichgewicht für einen Haushalt zu finden, der gerade auch Eu-

ropas neuen Herausforderungen gerecht werden kann. 

Zweitens: Ausgangspunkt der Verhandlungen können nicht Wünsche sein, sondern es 

müssen realistische Grundlagen sein. Als Nettozahler führen wir die Verhandlungen 

zum Volumen auf der Grundlage eines Budgetansatzes in Höhe von einem Prozent 
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der Wirtschaftsleistung der 27 EU-Mitgliedstaaten. Allein das bedeutet schon einen 

deutlichen Anstieg der Beiträge, gerade auch für Deutschland. 

Drittens: Deutschland wird aufgrund dieses Anstiegs und auch aufgrund des bevorste-

henden EU-Austritts des Vereinigten Königreichs beim mehrjährigen Finanzrahmen 

übermäßig stark belastet. Deshalb müssen wir auch über eine faire Lastenteilung auf 

der Finanzierungsseite und einen Rabatt für Deutschland sprechen. 

Außerdem hat die von der Europäischen Kommission vorgeschlagene Verknüpfung 

der Rechtsstaatlichkeit mit den EU-Finanzen für uns höchste Priorität; denn die Mit-

gliedschaft in der Europäischen Union und die damit verbundenen Freiheiten und Er-

rungenschaften haben auch mit einer entsprechenden Verantwortung beim Einsatz 

von EU-Mitteln einherzugehen. Wer bei der Ausgabe europäischer Mittel Grundsätze 

und Prinzipien des Rechtsstaats missachtet, der soll in Zukunft nicht mehr erwarten 

dürfen, weiterhin von Europa uneingeschränkt finanziell profitieren zu können. Damit 

stärken wir die gute Regierungsführung in ganz Europa und schützen die Interessen 

von Millionen von Steuerzahlern. 

Eine zügige Verabschiedung des mehrjährigen Finanzrahmens ist Voraussetzung für 

die Handlungsfähigkeit der Europäischen Union. Sie ist damit auch Voraussetzung da-

für, dass die neue Kommission der Europäischen Union, die bald ihre Arbeit aufneh-

men wird – leider etwas verspätet –, ihre Prioritäten auch wirklich umsetzen kann. 

Wir stehen derzeit zwischen dem Ausscheiden der alten Kommission und dem Antritt 

der neuen Kommission. Ich möchte dem scheidenden Kommissionspräsidenten Jean-

Claude Juncker sowie dem noch amtierenden Präsidenten der Europäischen Union, 

Donald Tusk, für ihren unermüdlichen und leidenschaftlichen Einsatz für Europa dan-

ken. Beide haben Großes und Bleibendes für Europa und seine Bürgerinnen und Bür-

ger geleistet. Mit der im Juni verabschiedeten Strategischen Agenda haben beide ent-

scheidend mitgeholfen, das Programm für die kommenden fünf Jahre zu umreißen. 

Der neue institutionelle Zyklus mit einer neuen Kommission ist nun Anlass, uns über 

den weiteren Weg, über Ziele und Prioritäten zu verständigen, um Europa weiter vo-

ranzubringen. Darüber werden wir schon auf dem heutigen Europäischen Rat mit der 

neuen Kommissionspräsidentin, Ursula von der Leyen, sprechen. In ihren politischen 
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Leitlinien hat sie die Schwerpunkte ihrer zukünftigen Arbeit umrissen. Ich begrüße 

sehr, dass die gewählte Kommissionspräsidentin von Beginn an deutlich gemacht hat, 

dass sie die neue Kommission als eine geopolitische Kommission versteht. 

Schon heute setzt Brüssel Maßstäbe weltweit, wenn zum Beispiel die Wettbewerbs-

behörde Entscheidungen gegen mächtige Konzerne wie Google oder Facebook trifft. 

Solche Maßstäbe wollen wir auch in anderen Bereichen setzen, etwa beim Klima-

schutz oder bei der Digitalisierung, bei Herausforderungen, in denen wir nur gemein-

sam als Europa ein Zeichen setzen können, das dann auch weltweit gesehen wird und 

Gewicht entfaltet. Europa muss eigene Akzente setzen und digital souverän werden. 

Wir brauchen Alleinstellungsmerkmale, die unsere Art, zu leben, auch in der Digitali-

sierung widerspiegeln. Bei einer erfolgreichen Digitalisierung made in Europe muss 

und wird daher der Mensch im Mittelpunkt stehen. Das war schon der Leitgedanke bei 

der Datenschutz-Grundverordnung, und das wird auch der Leitgedanke sein, wenn es 

um ethische Maßstäbe für die künstliche Intelligenz und den Umgang mit Daten im 5G- 

Netzbereich geht. 

Das trifft genauso auf den Bereich des Klimaschutzes zu. Für diese Menschheitsher-

ausforderung hat die neue Kommission unter anderem ein europäisches Klimagesetz 

und einen sogenannten European Green Deal angekündigt, mit dem Europa bis 2050 

der erste klimaneutrale Kontinent werden soll. Europa zeigt damit, dass es sich zum 

Pariser Klimaabkommen und dem dort vereinbarten 1,5-Grad-Ziel sowie zur Kli-

maneutralität bekennt. Bei der Umsetzung dieser Ziele sind wir uns in Europa jedoch 

noch nicht mit allen Mitgliedstaaten einig. Wir haben natürlich die Besonderheiten je-

des einzelnen Mitgliedstaates zu bedenken; denn es macht einen Unterschied, ob ein 

Land wie zum Beispiel Polen 80 Prozent seiner Energie aus Kohle gewinnt oder ob ein 

Land wie zum Beispiel Schweden schon heute über 50 Prozent des Energiever-

brauchs aus erneuerbaren Quellen trägt. Aus diesem Grund muss Europa die Staaten 

bei ihrem Übergang zur Klimaneutralität bis 2050 unterstützen, um mittelfristig weiter-

hin Vorreiter für Klimapolitik in der Welt zu sein. 

Eine sich ausdrücklich als geopolitisch verstehende Europäische Kommission wird da-

rauf setzen, Europas Rolle in der Welt zu stärken. Dazu müssen wir geschlossener für 
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unsere Überzeugungen und Interessen einstehen. Vor dem Hintergrund einer sich ra-

sant verändernden globalen Lage kann sich Europa ein Auseinanderfallen in wichtigen 

außenpolitischen Fragen nicht weiter leisten. 

Deutschland tritt seit jeher für genau dieses, nach außen starke Europa ein. Aus die-

sem Grund werden wir zum Beispiel im Rahmen der deutschen EU-Ratspräsident-

schaft im nächsten Jahr alle Staats- und Regierungschefs der Europäischen Union zu 

einem EU-China-Gipfel nach Leipzig einladen. Wir machen die Beziehung der Euro-

päischen Union mit China zu einem Schwerpunkt unserer EU-Ratspräsidentschaft im 

zweiten Halbjahr 2020; denn heute haben wir keine einheitliche Chinapolitik der Euro-

päischen Union, und das ist nicht gut für die Europäische Union. 

Es ist entscheidend, dass Europa mit einer Stimme spricht. Sonst können wir keine 

konkreten Ergebnisse für unsere zukünftige Zusammenarbeit erzielen, etwa wenn es 

um den Klimaschutz oder um Investitionen geht. Dazu will Deutschland in seiner Rats-

präsidentschaft im zweiten Halbjahr 2020 einen Beitrag leisten. Die Zeiten sind unruhig 

und die Erwartungen an Deutschland hoch. Dessen bin ich mir bewusst. Gleichwohl 

freuen wir uns auf die Zusammenarbeit mit unseren Partnern in Europa wie auch mit 

dem jüngst neu gewählten Europäischen Parlament und mit der neuen Kommission. 

Herr Präsident, liebe Kolleginnen und Kollegen, wir dürfen bei allen Herausforderun-

gen niemals vergessen, was wir ganz grundsätzlich an Europa haben: diese einzigar-

tige Friedens- und Wertegemeinschaft. Und ein Blick an die Grenzen Europas zeigt, 

was wir an Europa haben. 

Dieser Tage erinnern wir bei uns an den Fall der Berliner Mauer vor 30 Jahren. Wir 

erinnern uns an den Mut der Abertausenden DDR-Bürgerinnen und -Bürger, die 1989 

für Freiheit, Demokratie und Gerechtigkeit auf die Straße gegangen sind. Und dieser 

Mut erinnert uns wiederum daran, wie sehr es sich lohnt, auch in Zukunft für Überzeu-

gungen, Werte und Ziele einzutreten, gerade auch für ein vereintes Europas. Dieser 

Mut erinnert uns daran, dass Veränderungen zum Guten möglich sind. Sich dafür ein-

zusetzen, gerade auch in Europa, ist unsere Pflicht. 

*  *  *  *  * 


